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DEUTSCHES INSTITUT FÜR WIRTSCHAFTSFORSCHUNG 

WOCHENBERICHT 32/85_  
Berlin 8. August 1985 52. Jahrgang 

Die Lage der DDR-Wirtschaft zur Jahresmitte 1985 

Aus dem Volkswirtschaftsplan und der Mitteilung der 

Staatlichen Zentralverwaltung für Statistik über seine 

Durchführung im ersten Halbjahr 1985 1) ergibt sich für 

die wichtigen Kennzahlen folgende Entwicklung (Zu-

nahme gegenüber der gleichen Vorjahreszeit in vH): 

Ist 
Jahresplan 1. Halbjahr 

1985 1985 

Produziertes Nationaleinkommen 4,4 4,1 

Industrielle Warenproduktion 
Gesamte Volkswirtschaft 3,8 4,4 
Im Bereich der Industrie-
ministerien 4,3 4,4 

Nettoproduktion (im Bereich der 
Industrieministerien) 8,0 8,0 

Einzelhandelsumsatz 4,0 4 

Außenhandelsumsatz 8,0 5' 

' Errechnet aus den Angaben über Exportsteigerung (+ 4 vH) 
und Außenhandelssaldo (+ 2 Mrd. VM). 

Da es im ersten Halbjahr 1985 zwei Arbeitstage we-

niger als zur gleichen Zeit des Vorjahres gegeben hat, 

dürfte der anteilige Planansatz für das Wachstum der 

Produktion im ersten Halbjahr zumindest erreicht worden 

sein. Angesichts des langandauernden und kalten Win-

ters 1984/85 wäre dies eine beachtliche Leistung. 

Die Witterungsbedingungen schufen besonders für die 

Energiewirtschaft und das Transportsystem große Pro-

bleme. Anders als im Jahr 1979 konnten stärkere Ausfälle 

in diesen beiden Bereichen und Konsequenzen für die 
gesamte Produktion vermieden werden. Vor kurzem 

wurde berichtete, daß dazu die „dank der auf Initiative 

von Honecker vom Politbüro getroffenen Maßnahmen" 

beigetragen haben. Zu diesen Maßnahmen gehört ver-

mutlich eine stärkere Einfuhr von Energierohstoffen. So 
wurden im innerdeutschen Handel im ersten Quartal rund 

270 000 t Steinkohlen aus der Bundesrepublik Deutsch-
land bezogen; derartige Bezüge werden immer nur unre-

gelmäßig und zur Deckung unvorhergesehener Energie-

lücken vorgenommen. Erstmals gab es sogar Bezüge von 

Heizöl. Auch Steinkohlenkoks wurde verstärkt gekauft. In 

der heimischen Energie-und Transportwirtschaft wurden 

gleichzeitig 20 000 zusätzliche Kräfte, insbesondere Sol-

daten, eingesetzt. Kritisch wurde nach diesen Erfah-

rungen angemerkt, daß die Leistungsfähigkeit der Kohle-

förderung und des Transports erhöht und die rechtzeitige 

Bevorratung noch präziser durchgeführt werden müssen. 

Nach dem Bericht über die Durchführung des Volks-

wirtschaftsplans vollzog sich das Wachstum auch wei-

terhin bei sinkendem spezifischen Verbrauch an Roh-
stoffen und Material. Das gesamtwirtschaftliche 

Wachstum betrug rund 4 vH, die Zunahme des Produk-

tionsverbrauchs (= Einsatz von Rohstoffen und Vorfabri-

katen, Abschreibungen) erhöhte sich nur um 2 vH. 

Der spezifische Material- und Energieverbrauch in der 

Gesamtwirtschaft wird schon seit 1981 gesenkt. Dies wird 

aber nur als Beginn einer weiter notwendigen Entwick-
lung angesehen. Als grundsätzliche Aufgabe gilt insbe-
sondere, den Energieverbrauch auf den „internationalen 

fortgeschrittenen Stand" zurückzuführen. Z.B. sollen 

Energieumwandlung und Energieverteilung verbessert 

werden. Nach Feststellungen der Wirtschaftsführung 

sind die Reserven noch groß, wird immer noch zuviel Ma-

terial und Energie verbraucht. Honecker nannte Ver-
gleichszahlen zu „internationalen Bestwerten"3: Bei ei-

1 Neues Deutschland vom 13./14. Juli 1985, S. 3 ff. 

2) Aus dem Bericht des Politbüros an die 10. Tagung des Zen-
tralkomitees der SED. Berichterstatter: Joachim Herrmann. In: 
Neues Deutschland vom 21. Juni 1985, S. 6 ff. 
3) Erich Honecker: Zur Vorbereitung des XI. Parteitags der 

SED. 10. Tagung des Zentralkomitees der SED, a.a.O., S. 3 ff. 
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nigen DDR-Produkten gibt es danach technisch die Mög-

lichkeit, das Gewicht um 20 bis 40 vH zu reduzieren. 
Ähnliche Größenordnungen bestehen für die Senkung 

des spezifischen Energieverbrauchs der elektrischen Ma-

schinen und Geräte. Neben den technischen Reserven 

für die Einsparung werden organisatorische Reserven 

genannt: Höhere Kontinuität bei Produktion und Absatz, 

Senkung der Kosten für Ausschuß und Nacharbeit. 

Zu einem Schlüsselbegriff für Effizienzverbesserung 

und Wachstum überhaupt sind Forschung und Entwick-

lung und ihre industrielle Umsetzung geworden. Ergeb-

nisse und neue Anforderungen in diesem Bereich 
nehmen einen immer größeren Platz in der Berichterstat-

tung und Diskussion ein. Auf einem Seminar von Partei-

und Wirtschaftsführung im März 1985 wurde betont°, daß 

in allen Kombinaten die wissenschaftlich-technischen 

Leistungen „weitaus ergiebiger" werden müßten. Orien-

tierung am internationalen Standard und Erzielung hö-

herer ökonomischer Ergebnisse wurden gefordert. 

Jüngst wurden neue Akzente für die Zusammenarbeit der 

Kombinate mit der Akademie der Wissenschaft und den 

Hochschulen gesetzt. Nach wie vor gilt der Grundsatz, 

daß die praxisbezogene Forschung und Entwicklung in 

den Kombinaten und die langfristige Grundlagenfor-

schung in der Akademie der Wissenschaften und den 

Hochschulen durchgeführt werden sollen. Die Koopera-

tion untereinander soll intensiviert werden. Dazu gehören 

Wirtschaftsverträge zwischen den Institutionen, Bereit-

stellung von Investitionen und Austausch von Fach-

leuten. In Zukunft sollen die Akademie und die Hoch-

schulen über Wirtschaftsvereinbarungen mit den Kombi-

naten einen größeren Teil der Grundlagenforschung 

finanzieren. 

Entwicklung in der Industrie ... 

Für die zentralgeleitete Industrie (im Bereich der Indu-

strieministerien) wird im Planerfüllungsbericht über fol-

gende wichtige Kennziffern berichtet: Industrielle Waren-

produktion (+ 4,4 vH), Nettoproduktion (+ 8,0 vH), Pro-

duktion von Fertigerzeugnissen für die Bevölkerung (+ 

4,8 vH). Seit 1984 sind die Hauptkennziffern der Lei-
stungsbewertung für die Industriekombinate Nettopro-

duktion, Nettogewinn, Erzeugnisse und Leistungen für 

die Bevölkerung, Export. Die industrielle Warenproduk-

tion gilt darüber hinaus als gesamtwirtschaftliche Kenn-

ziffer. 

Über die Kennziffern Nettogewinn und Export werden 

im Planerfüllungsbericht keine Angaben gemacht. Zu-

sätzlich gibt es Erfolgsmeldungen über die Senkung der 

Selbstkosten (- 2 vH) und den Planvorsprung (1,3 Ta-
gesleistungen bei der industriellen Warenproduktion). 

Der zweifellos nicht allzu aussagekräftige „Erneuerungs-

grad der Produktion" betrug 24 vH. 

Der Zusammenhang von industrieller Warenproduktion 

(Bruttoproduktion) und Nettoproduktion sowie die Proble-

Industrielle Warenproduktion' 
Zuwachs gegenüber der Vorjahrszeit in vH 

Jahr 

1983 1984 

Jan. - April 

1983 1984 1985 

Energie- und 
Brennstoffindustrie 

Chemische Industrie 

Metallurgie 

Baumaterialienindustrie 

Wasserwirtschaft 

Maschinen- und 
Fahrzeugbau 

Elektrotechnik, Elektro-
nik, Gerätebau 

Leichtindustrie 

Textilindustrie 

Lebensmittelindustrie 

Gesamte Industrie 

3,9 4.6 

2,9 4,0 

3,0 3,0 

0,4 2,1 

-0,4 - 0,4 

3,1 

4,0 

3,6 

0 

2,2 

6,3 

2,7 

2,7 

3,1 

3,6 

3.4 

2,9 

2,9 

-0,8 

-2,8 

3,8 4,0 3,0 4,5 4,5 

8,7 

2,5 

3,3 

3,6 

3,9 

9,4 

3,4 

2,9 

3,5 

4,3 

7,0 

1,9 

2,3 

2,2 

3,2 

9,0 

4,2 

3,7 

6,2 

5,1 

11,2 

3,6 

1,8 

3,1 

3,0 

t Von den offiziellen - arbeitstäglich bereinigten - auf Ur-
sprungsdaten zurückgerechnet. 

Quelle: Statistical indicators of short term economic changes 
in ECE countries. Economic Commission for Europe, Genf. 

matik der Kennziffer Nettoproduktion sind an dieser 

Stelle schon dargestellt worden5. Die Differenz zwischen 

den Zuwachsraten von Brutto- und Nettoproduktion geht 
auf den hohen Anteil des „Produktionsverbrauchs" (Ma-

terialverbrauch, Abschreibungen) zurück. Er ist gegen-
wärtig auf 63 vH zu veranschlagen, so daß sich rechne-

risch folgende Konstellation ergibt: 

Industrielle Warenproduktion 

Nettoproduktion 

Produktionsverbrauch 

Anteil Zunahme 

100 104,4 

37 108,0 

63 102,3 

Der Produktionsverbrauch ist also nur um 2 vH ge-

stiegen (= Rückgang des spezifischen Verbrauchs um 

2 vH). Bei der Beurteilung der hohen Zuwachsrate der 
Nettoproduktion muß berücksichtigt werden, daß sie nicht 

nur eine reale Zunahme, sondern auch Preissteige-

rungen widerspiegelt. 

Mit + 4 vH hat sich in der Industrie der DDR das schon 

seit längerem erreichte Wachstum fortgesetzt. Beachtlich 
ist die Rate insbesondere deshalb, weil das erste Halb-

4) Aus dem Referat von Günter Mittag, in: Mit höchsten Lei-
stungen den XI. Parteitag vorbereiten. Seminar des Zentralkomi-
tees der SED mit den Generaldirektoren der Kombinate und den 
Parteiorganisatoren des ZK am 7. März 1985 in Leipzig. Berlin 
(Ost) 1985, S. 19 ff. 

5) Verbesserte Versorgung - aber Investitionsrückgang. Die 
Lage der DDR-Wirtschaft zur Jahreswende 1984/85. Bearb.: 
Doris Corneisen. In: Wochenbericht des DIW. Nr. 5/1985, 
S. 53 ff. 
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jahr 1985 zwei Arbeitstage weniger hatte als die gleiche 

Vorjahrsperiode. Allerdings hatten sich die Kombinate im 
März verpflichtet, eine Nettoproduktion über den Plan 

hinaus im Umfang von drei Tagesleistungen zu er-

bringen. Dies ist laut Planerfüllungsbericht schon zu 
mehr als 80 vH im ersten Halbjahr erreicht worden. 

Die Entwicklung von Brutto- und Nettoproduktion ei-

niger Industriebereiche wird im Planerfüllungsbericht 

nachgewiesen. Außerdem läßt sich wieder die monatliche 
Berichterstattung der Europäischen Wirtschaftskommis-

sion der UN (ECE) heranziehen6, die gegenwärtig bis 

April vorliegt. Im Planerfüllungsbericht wird überdies 
noch für wenige ausgewählte Produkte die Produktions-

steigerung angegeben. Die Zahl dieser Produkte ist aller-
dings wiederum reduziert worden, es sind jetzt nur noch 

30 gegenüber 36 im Vorjahr. Im einzelnen ist bemerkens-

wert, daß bei diesen einzelnen Produkten die Entwick-

lung im ersten Halbjahr fast durchweg schwächer ver-

laufen ist als im Vorjahr. Lediglich Produkte aus dem Be-

reich der Mikroelektronik (Schaltkreise, Geräte für die 

Überwachung, Regelung und Steuerung, Mikrorechner) 

warten mit besonders hohen Zuwachsraten auf. 

Andere Kennzeichen der industriellen Entwicklung 

sind: 

— Nach wie vor ist der Kohle- und Energiebereich ein 

Schwerpunkt. Die Förderung von Rohbraunkohle, die 

Kohleveredlung und die Erzeugung von Stadtgas 

waren höher als im Plan veranschlagt. 

— Die Umstellung auf heimische Energiequellen beein-

flußt den gesamten Produktionsprozeß. Die Fortset-

zung des Elektrifizierungsprogramms der Bahn 

brachte hohe Wachstumsraten in der Elektrotechnik 

(Fahrleitungen, Signal- und Sicherungstechnik). Im 

Maschinenbau stieg die Produktion von Anlagen zur 
Energieträgerumstellung, z.B. Tagebau- und Entstau-

bungsanlagen. 

— Der Bereich Elektrotechnik/Elektronik/Gerätebau ist 

mit + 11 vH wieder der Spitzenreiter der Entwicklung. 

Die jahrelange Förderung der Mikroelektronik wird un-

vermindert fortgesetzt. Wie verlautet, sollen auf 

diesem Sektor noch weitere Betriebe gegründet 
werden. Ein hoher Produktionsanstieg war auch bei 

Farbfernsehröhren zu verzeichnen. 1984 nahm eine 
neue Produktionsstätte im Werk für Fernsehelektronik 

Berlin ihre Produktion auf. Das von einer japanischen 

Firma gebaute Werk hat eine Jahreskapazität von 
600 000 Stück. Bis Ende Mai 1985 sind rund 350 000 

Farbbildröhren hergestellt worden. 

— Für den Maschinenbau wird ein Wachstum der Brutto-

produktion von 6 vH angegeben. Insbesondere wird 
von hohen Produktionssteigerungen beim Schiffbau 

berichtet, der vornehmlich für den Export in die So-
wjetunion arbeitet. Auch in den übrigen Sparten des 

Maschinenbaus gab es beachtliche, über den Planan-

satz hinausgehende Zuwachsraten. 

— In der chemischen Industrie erreichte die Zunahme 

dagegen nun schon im dritten Jahr nur noch rund 3 vH 
(Fünfjahrplanziel: 6 vH). Hier gibt es große Probleme 

bei der Anpassung an heimische Rohstoffe. Die Inve-
stitionen zur Umstrukturierung der Kapazitäten auf 

einen höheren Veredlungsgrad der eingesetzten Roh-

stoffe wirken sich bisher offenbar noch nicht aus. 

Die Leichtindustrie wird in jüngster Zeit ständig in ihrer 

Bedeutung für die Versorgung der Bevölkerung her-

vorgehoben. Knappheit an Investitionsmitteln und an 

Rohstoffen (z.B. Baumwolle) schlagen aber hier deut-

lich zu Buche und machen nur relativ niedrige Wachs-

tumsraten (3 vH) möglich. 

Der Planerfüllungsbericht widmet der „ Produktion von 

Fertigerzeugnissen für die Bevölkerung" großen Raum. 

Besonders hervorgehoben wird die Leistung der Be-

triebe, deren Fertigungsprogramm vornehmlich Produk-

tionsmittel umfaßt. Die Produktion von Konsumgütern 

auch in diesen Betrieben wird schon seit den siebziger 
Jahren propagiert. Auf der 7. Tagung des ZK der SED im 

November 1983 wurde diese Kampagne mit großem 

Nachdruck wieder aufgenommen. Damals wurde als ge-

nerelle Leitlinie fixiert, daß bis 1985 in den Produktions-

mittel herstellenden Kombinaten 5 vH der Produktion auf 
Konsumgüter entfallen sollen. Die Kombinate haben in-

zwischen nicht nur einzelne Abteilungen auf die Konsum-

güterproduktion spezialisiert, sondern ganze Betriebe 

dafür umprofiliert. Ein wichtiger Effekt der Zusatzproduk-

tion von Konsumgütern besteht in der besseren Ausnut-

zung von Material (Verwendung von Restmaterial), Ma-

schinen (Nutzung einer verwandten Fertigungstechno-
logie) und Know-how. Außerdem können die durch 

Rationalisierung freiwerdenden Arbeitskräfte im Kom-

binat weiterbeschäftigt werden. Im Prinzip wird damit das 

unzureichende Angebot an Konsumgütern ergänzt. Die 

pauschale Forderung nach einem Anteil von 5 vH führt 

aber vermutlich nicht immer zu sinnvollen Erzeugnisli-
nien. Die positiven Beispiele im Planerfüllungsbericht 

sind sicherlich die Ausnahmen. 

... Bauwirtschaft ... 

In der Bauwirtschaft lagen die Bruttoproduktion 
(+4,4 vH) und die Nettoproduktion (+ 9,3 vH) über den 

Planansätzen für 1985 (3,4 vH bzw. 6,4 vH). Der spezifi-

sche Verbrauch von Walzstahl (- 7 vH) und von Zement 
(— 6 vH) ist planmäßig gesenkt worden. Die Struktur der 

Bauproduktion hat sich weiter in Richtung auf Moderni-
sierung und Rekonstruktion verändert. Im Wohnungs-
neubau sind 55 647 Wohnungen fertiggestellt worden, 

47 087 Wohnungen wurden modernisiert. Ein Schwer-

punkt der Bautätigkeit ist Berlin (Ost), wo der Neubau und 

6> Vgl. Statistical indicators of short term economic changes 
in ECE countries. Genf. 
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die Modernisierung von Wohnungen sowie die Rekon-

struktion von kulturhistorischen Bauten, kommunalen 

Einrichtungen und Verkehrseinrichtungen besonders auf-

fällig ist. 

Die Ziele für die Weiterentwicklung des Bauwesens 
wurden kürzlich festgelegt7. Für den Fünfjahrplanzeit-

raum 1986 bis 1990 wurde ein Wachstum der Bauproduk-

tion von durchschnittlich jährlich 3,5 vH vorgegeben. Die 

Zunahme der Nettoproduktion wurde höher veranschlagt 

(5,4 bis 5,7 vH), d.h., es werden erhebliche Einsparungen 

an Vorleistungen angestrebt: 

— Der spezifische Materialeinsatz bei Walzstahl soll um 

jährlich 6,9 vH, bei Schnittholz um 4 vH, bei Zement 

um 5 vH gesenkt und dadurch der Produktionsver-

brauch bis 1990 um 7,5 vH gemindert werden. 

— Der Bauanteil an den Investitionen soll weiter reduziert 

werden: bei der Industrie von derzeit 25 vH auf 20 bis 

22 vH im Jahre 1990. 

— Die Bauzeiten sollen bei Neubauten um 15 vH, bei 

Instandsetzungs- und Modernisierungsleistungen um 

20 vH sowie beim Tiefbau und Verkehrsbau um 25 vH 

gedrosselt werden. 

— Durch Wärmedämmung sowie elektronisch gesteuerte 

Heizungssysteme soll 1986 bis 1990 das Aquivalent 

von 4 Mill. t Rohbraunkohle eingespart werden. 

Auch hier soll die Technik zur Kostensenkung bei-

tragen (z.B. Automatisierung im monolithischen Be-

tonbau, Verlagerung von Baustellenprozessen in die Vor-

fertigung kompletter Bauelemente, Modernisierung des 

Maschinenparks, verstärkter Einsatz der Steuer- und Re-

gelungstechnik). Für den Eigenbau von Rationalisie-

rungsmitteln des Bauwesens ist bis 1990 eine durch-

schnittliche jährliche Zunahme von 8 vH geplant. 

Beim Wohnungsbau sind zur Erfüllung der Ziele des 

langfristigen Wohnungsbauprogramms im kommenden 

Jahrfünft noch über 1 Mill. Wohnungen fertigzustellen, 
davon 600 000 im Neubau. Die Hälfte davon soll in inner-

städtischen Standorten bei Bevorzugung von Berlin (al-

lein 1986 sollen hier 24 000 Neubauwohnungen ent-
stehen) gebaut werden. Die Instandsetzungs- und Moder-

nisierungsleistungen sollen im kommenden Jahrfünft um 

jährlich 7 vH erhöht werden. 

... und Landwirtschaft 

Der wirtschaftliche Erfolg der Landwirtschaft ist im er-

sten Halbjahr lediglich an den „tierischen Leistungen" zu 

beurteilen. Nach dem Planerfüllungsbericht wurde hier 
das staatliche Aufkommen — mit einem Zuwachs von 

5 vH — in allen Positionen übererfüllt. Die Tierbestände 

sind etwa konstant geblieben. Besonders herausgestellt 

wird, daß es in der Futterökonomie Verbesserungen ge-

geben habe. 

Um die nach der Trennung von Pflanzen- und Tierpro-

duktion entstandenen Koordinationsschwierigkeiten zwi-

schen den beiden Produktionsebenen zu beheben, wird 

seit einiger Zeit der Kooperation zwischen den speziali-

sierten Betrieben große Aufmerksamkeit zuteil. „ Koope-

rationsräte" werden als das geeignete Instrument für 

eine wirksame Zusammenarbeit gesehen. Als richtungs-

weisend wurde am 13. Juni 1985 vom Ministerrat die 

„Musterkooperationsvereinbarung für die Kooperation 

der LPG und VEG" verabschiedet8. 

Die Zusammenarbeit soll auf der Grundlage des LPG-

Gesetzes vom 2. Juli 1982 gestaltet werden. Der Koope-

rationsrat erhält zwar wirtschaftsleitende Funktionen, die 

landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften (LPG) 

und die volkseigenen Güter (VEG) sind jedoch weiterhin 
die „Grundeinheiten der landwirtschaftlichen Produk-

tion". Ihre juristische Selbständigkeit und ökonomische 

Eigenverantwortung soll gewahrt bleiben. Sie behalten 

einen eigenen Betriebsplan, einen eigenen Wert der Ar-

beitseinheit, können Wirtschaftsverträge abschließen 

und erwirtschaften ein eigenes ökonomisches Ergebnis. 
Die Partner übertragen dem Kooperationsrat auf der 

Grundlage des § 12 des LPG-Gesetzes bestimmte Rechte 

und Pflichten zur Durchführung gemeinsamer Maß-

nahmen. Die Mitglieder des Kooperationsrates werden 

von den Vollversammlungen ihrer LPG für die Dauer von 

drei Jahren gewählt, die aus den VEG kommenden Mit-

glieder werden vom Direktor ernannt. Beschlüsse können 

nur einstimmig gefaßt werden. Die einzelnen Betriebsp-

läne werden vor dem Kooperationsrat verteidigt. Der Rat 

beschließt nach den in den Betrieben gefällten Entschei-

dungen über die Bildung und Verwendung gemeinsamer 
Fonds. Solche Fonds können gebildet werden für Investi-

tionen, für die Bildung von Reserven und zur Leistungs-

stimulierung. Der Kooperationsrat erarbeitet u.a. Liefer-

und Leistungsbedingungen für Futter und organischen 
Dünger, ihm obliegt die Beschlußfassung über Vereinba-

rungspreise für Futtermittel und Dünger. 

Verwendung des Nationaleinkommens 

Im ersten Halbjahr 1985 hat sich die Versorgung der 

Bevölkerung stabilisiert. Die Nettogeldeinnahmen 

stiegen um knapp 3 vH. Ein Teil dieser Zunahme beruhte 

auf der Erhöhung der Mindestrenten in der gesetzlichen 

Sozialversicherung um rund 10 vH, die im Dezember 

1984 wirksam geworden ist. Die Rentenausgaben stiegen 

im ersten Halbjahr 1985 um 400 Mill. Mark. Die Steige-

rung bei den Erwerbseinkommen war demzufolge etwas 

>) Vgl. Wolfgang Junker (Minister für Bauwesen): Für alle 
Bauleute ist Ehrensache: Das Beste zum XI. Parteitag der SED. 
Referat auf der B. Bauernkonferenz. In: Neues Deutschland vom 
14. Juni 1985, S. 3 ff. 

8) Neue Deutsche Bauernzeitung. Nr. 25 vom 21. Juni 1985, 
S. 12 ff. 
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Indikatoren zur Wirtschaftsentwicklung in der DDR 
Zuwachs gegenüber der Vorjahrszeit in vH 

1983 1984 1985 

1. Halbj. Jahr 1. Halbj. Jahr' 1. Halbj. Jahr 

Ist Plan 

Produziertes Nationaleinkommen 

Industrie 

Warenproduktion 
im Bereich der Industrieministerien: 
Warenproduktion 
Nettoproduktion 
Arbeitsproduktivität 
(Basis Nettopr.) 

Bauwirtschaft 

Bauproduktion der Volkswirtschaft 
Nettoproduktion im Bereich des Ministeriums für Bauwesen 

Fertiggestellte Wohnungen 
davon: Neubau in 1000 Wohnungen 

Modernisierung 

Landwirtschaft 

Viehbestands 
Tierische Marktproduktion6 

Binnenverkehre 

Gütertransportmenge 
dar.: Eisenbahn 

Binnenschiffahrt 
Straßenverkehr 

Gütertransportleistung 
dar.: Eisenbahn 

Binnenschiffahrt 
Straßenverkehr 

Einzelhandel, Umsatz gesamt9 

davon: Nahrungs- und Genußmittel 
Industriewaren 

Außenhandel, Umsatz gesamt9 10 

davon: Einfuhr 
Ausfuhr 

Saldo (in Mrd. Valuta-Mark) 

Nettogeldeinnahmen der Bevölkerung 

Investitionen, insgesamt 11 

4 4,4 5,1 5,5 4,1 4,4 

4,4 3,9 3,8 4,3 4,4 3,8 
4,5 4,6 4,3 4,5 4,4 4,3 
6,2 7,1 8,0 8,5 8,0 8,0 

5,3 5,8 7,2 7,7 7,3 7,1 

3,1 3,1 3,2 2,5 4,4 3.4 
7,8 10,2 8,8 7,7 9,3 6,4 

96,0 197,2 101,4 207,0 102,7 203,1 
59,8 122,6 59,0 121,7 55,6 117,6 
36,2 74,6 42,4 85,4 47,1 85,6 

2,0 3,0 2,5 1,6 0 
2,0 2,7 6,9 6,5 5 0,6 

-2,3 - 2,2 - 1,6 - 1,0 - 1,2 
3 1,0 2 3,7 3,6 

16 3,8 5 5,7 -5 
-10 -3,9 -4 -4,1 - 3,8 

- 1 -0,3 - 1,8 0,6 4 
1 1,6 1,9 3,2 6,8 2,9 
2 5,9 2,6 10 -3 8,7 

-10 - 5,3 - 10 -9 -6 

0,1 0,7 4,5 4,1 4 4,0 

6,0 1,6 3,7 3,2 3 
-6,0 _0'1 5,2 5,0 5 

14,8 10,6 10,0 8,4 5,2 8,0 

14,6 9,0 8,8 9,6 6,4 
14,9 12,0 11,2 7,3 4 

+1,7 + 8,0 + 2,9 + 6,9 + 2,0 

2 2,2 3,2 3,9 3 4,0 

0,1 - 0,0 - 3,5 - 4,9 1 0 

1 Vorläufige Angaben, z.T. geschätzt. - 2 Errechnet aus monatlichen Indexangaben; tatsächliches Ist, d.h. unter Rückrech-
nung der offiziellen - arbeitstäglich bereinigten - Angaben. - 3 Aus Indexangaben errechnet. - 4 Im Bereich des Ministeriums 
für Bauwesen. - 5 Auf der Basis des Großvieheinheiten-Schlüssels der DDR; Stichtagangaben per 31.5. bzw. Jahresende. -
6 Summe des staatlichen Aufkommens an Schlachtvieh, Milch, Eiern und Wolle; bewertet nach dem Getreideeinheiten-Schlüssel 
der DDR. - 7 Mengenmäßige Planung. - 8 Ohne See- und Luftverkehr; Halbjahresangaben, z.T. geschätzt. - 9 Jeweilige 
Preise. - 10 Einschließlich innerdeutscher Handel. - 11 Ohne Generalreparaturen; zu Preisen des Jahres 1980. - 12 Der ge-
plante Investitionsumfang von 56 Mrd. M erreicht - zu konstanten Preisen umgerechnet - vermutlich knapp die Höhe des Volu-
mens von 1984 (50,5 Mrd. M). 

Quellen: Statistisches Jahrbuch der DDR 1984; Statistical indicators of short term economic changes in ECE countries, Genf; 
Volkswirtschaftspläne (zuletzt: GBI. der DDR, Teil 1/1984, Nr. 32); Planerfüllungsberichte (zuletzt: Neues Deutschland vom 19./20. 

Januar 1985, S. 3 ff.); Durchführung der Volkswirtschaftspläne im ersten Halbjahr (zuletzt: Neues Deutschland vom 13./14. Juni 
1985, S. 3 ff.); Berechnungen und Schätzungen des DIW. 
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niedriger, sie ist auf gut 2 vH zu veranschlagen. Der Ein-

zelhandelsumsatz erhöhte sich um knapp 4 vH, im ein-

zelnen gab es bei Nahrungs- und Genußmitteln eine Stei-

gerung von 3 vH und bei Industriewaren von 5 vH. Selbst 

wenn im Bereich der Industriewaren Preissteigerungen 

nicht ausgeschlossen werden, hat sich die Lage für den 

Verbraucher in der DDR verbessert. 

Im Bereich der Investitionen wird dagegen die restrik-

tive Politik fortgesetzt. Zu laufenden Preisen werden die 
Investitionen der gesamten Volkswirtschaft mit 25 Mrd. 

Mark angegeben, das ist etwas mehr als im ersten Halb-

jahr 1984 (24 Mrd. Mark). Zu Preisen von 1980 ge-

rechnet, bedeutet dies jedoch bestenfalls Stagnation. Ins-
gesamt ist damit seit 1981 die Investitionstätigkeit in der 

DDR ständig zurückgegangen. Von dieser Entwicklung 

war die Industrie allerdings weniger betroffen. 

Bisher zeichnet sich keine grundlegende Wende in der 

Investitionspolitik ab. Vielmehr wurde kürzlich darauf hin-

gewiesen, daß die Auswahl der Investitionsprojekte 

„künftig noch strenger sein" wird. Am 1. September 1985 

treten neue Bestimmungen zur Vorbereitung der Investi-

tionen in Kraft9. Damit wird die schon bisher stark regle-

mentierte Investitionsplanung noch stärker perfektioniert. 

Ähnlich wie in der alten Regelung sind wichtige Voraus-

setzungen für die Inangriffnahme von Investitionen, daß 

höhere Effizienz und Einsparung von Arbeitskräften er-

reicht und neueste Technologie angewendet werden. Die 

Befugnisse der staatlichen Kontrollorgane wurden detail-

lierter geregelt und erweitert (Zentrale Staatliche Inspek-

tion für Investitionen der Staatlichen Plankommission, 
Gutachterstellen der Räte der Bezirke). Jedes Investi-

tionsprojekt muß nach den oben genannten Kriterien aus-
führlich begründet werden. Die staatlichen Gutachter 

haben zu prüfen, ob die Investition überhaupt notwendig 

ist und ob das Ziel nicht auch durch Modernisierung und 

Rationalisierung bestehender Kapazitäten erreicht 

werden kann. 

Inzwischen liegt auch die angekündigte Gesetzesände-

rung für die Produktionsfondsabgabe (Steuer auf Anlage-

und Umlaufvermögen) vor10. Von 1986 an wird diese Ab-

gabe nicht mehr auf den Bruttowert, sondern auf den 

Nettowert des Anlagevermögens (Anschaffungswert J. 

Abschreibungen) erhoben. Damit werden die älteren An-

lagen niedriger als früher belastet und der verlängerte 

Einsatz und die Modernisierung bestehender Kapazitäten 

stimuliert. Der Steuersatz belief sich bisher beim Anlage-
und Umlaufvermögen auf 6 vH, in Zukunft wird er für das 

Anlagevermögen jeweils mit dem Volkswirtschaftsplan 

festgelegt. 

Die Knappheit an Investitionsmitteln soll durch bessere 
Ausnutzung des Vorhandenen gemildert werden. Dazu 

gehört insbesondere eine höhere Schichtauslastung. 

Jede Investition und jede Modernisierung soll außerdem 

mit einer höheren Schichtauslastung einhergehen. Die 

zeitliche Auslastung der Produktionsanlagen belief sich 
im ersten Halbjahr 1984 auf durchschnittlich 16,5 

Stunden je Kalendertag (1984: 16,2 Stunden). Nach den 

Vorstellungen im Volkswirtschaftsplan für 1985 soll sie 

auf 17,5 Stunden steigen. 

Aspekte des Außenhandels 

Der Planerfüllungsbericht nennt zum Thema Außen-

handel eine Exportsteigerung von 4 vH und einen aktiven 

Saldo in der Handelsbilanz von 2 Mrd. Valuta-Mark. Auf 

der Basis der Statistik der ECE für das erste Halbjahr 

1984 ergibt sich daraus eine Steigerung der Importe von 

6 vH. Der Volkswirtschaftsplan hatte für das ganze Jahr 

eine Steigerung beim Außenhandelsumsatz (Export + 

Import) von 8 vH vorgesehen. 

Details über die Außenhandelsentwicklung sind im Pla-

nerfüllungsbericht wiederum spärlich. Genannt wird nur 

noch die Zunahme des Exports in das sozialistische Wirt-

schaftsgebiet (+ 4 vH), in die Sowjetunion (+ 4,5 vH) und 

die Tatsache, daß gegenüber dem sozialistischen und 

dem nichtsozialistischen Wirtschaftsgebiet ein Export-

überschuß erreicht worden ist. 

Die Statistik der Partnerländer, die allerdings überwie-

gend erst für das erste Quartal vorliegt, zeigt ein sehr un-

terschiedliches Bild. Für die Sowjetunion wird die nur 

schwache Außenhandelsentwicklung bestätigt. Unge-

wöhnlich hohe Zuwachsraten gab es im Handel mit der 
Volksrepublik Polen, möglicherweise veranlaßt durch 

Käufe von Steinkohle im ersten Quartal. 

Im Westhandel gab es wieder eine deutliche Zweitei-

lung zwischen dem innerdeutschen Handel und dem 
Handel mit den übrigen OECD-Ländern. Bei den übrigen 

OECD-Ländern zeigen die bisher vorliegenden Daten 

eine nach wie vor sehr vorsichtige Handelspolitik der 

DDR. Schon im Jahr 1984 war hier bei Einfuhr und Aus-

fuhr nur ein mäßiges Wachstum erkennbar. In den ersten 

Monaten 1985 gibt es im Vorjahresvergleich fast nur ne-

gative Werte. Der größere Teil des laut Partnerlandan-
gaben (OECD-Statistik, Dollarbasis) sehr rückläufigen 

Außenhandels dürfte der Entwicklung des Dollarwerts im 

ersten Quartal 1985 zuzuschreiben sein. Bereinigt man 

überschlägig um diese Effekte, so ergibt sich im Vorjahrs-

vergleich immer noch ein starker Rückgang bei den Im-

porten der DDR (um rund 25 vH) und eine Stagnation bei 

den Exporten. Auch Länder, für die im Planerfüllungsbe-

richt ausdrücklich „ intensivierte Handelsbeziehungen" 

9) Vgl. Verordnung über die Vorbereitung von Investitionen. 
In: GBI. der DDR. Teil 1/1985, S. 197 ff. — Zweite Durchfüh-
rungsbestimmung zur Verordnung über die Vorbereitung von In-
vestitionen — Staatliche Begutachtung von Investitionen —. In: 
GBI. der DDR. Teil 1/1985, S. 205 ff. Als Erste Durchführungsbe-
stimmung gilt das 1978 erlassene Gesetz zur Vorbereitung der 
Wohnungsbauinvestitionen (GBI. der DDR. Teil 1/1985, 
S. 260 ff.). 

10) Verordnung über die Produktionsfondsabgabe. In: GBI. 
der DDR. Teil 1/1985, S. 157 f. 
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Kreditaufnahme in der DDR 

Zeit 

März 

Juni 

Umfang Kreditgeber/ 
Konsortialführer 

Kreditnehmer Laufzeit T Zinssatz 

500 Mill. US-$ 

600 Mill. US-$ 

Amerikanisch-japanisches 
Bankenkonsortium / 
City Bank 

79 internationale Banken / 
Arab Banking Corporation, 
First National Bank of Chicago. 
Industrial Bank of Japan 

Deutsche Außen-
handelsbank AG 

Deutsche Außen-
handelsbank AG 

7 Jahre 

8 Jahre 

7/8 % über LIBOR 
(112 % über Prime-rate) 

3/4 % über LIBOR 
(3/8 % über Prime-rate) 

Insgesamt 1100 Mill. US-$ 

Quelle Pressemeldungen 

herausgestellt werden (Frankreich, Großbritannien, 
Österreich, Schweden), hatten — so bereinigt — im er-

sten Quartal einen erheblichen Rückgang beim Außen-
handelsumsatz mit der DDR zu verzeichnen. 

Im Prinzip ist eine restriktive Westhandelspolitik nicht 

geboten. Investitionsgüter und Vorleistungen aus westli-
chen Ländern könnten für die Wirtschaftsentwicklung der 

DDR nur von Vorteil sein; Finanzierungsschwierigkeiten 

sind auch nicht mehr erkennbar. Die DDR hat inzwischen 

große eigene Reserven bei westlichen Banken und gilt 

auf dem Euromarkt als guter Schuldner. Zwei große Kre-
dite im ersten Halbjahr 1985 hatten durchaus günstige 

Konditionen (Zins und Laufzeit). Die Kürze der Berichts-

zeit und die statistischen Probleme bei der Außenhan-

delsberichterstattung überhaupt machen eine abschlie-

ßende Beurteilung dieser Tendenzen aber nicht möglich. 

Beim innerdeutschen Handel hat sich die Lage gegen-

über 1984 verändert. 1984 war — bei rückläufigen Liefe-

rungen und steigenden Bezügen der Bundesrepublik — 

für die DDR ein hoher Überschuß im Warenhandel ent-

standen. Im ersten Halbjahr 1985 sind die Lieferungen 
um rund 20 vH gestiegen; die Bezüge haben stagniert. 

Dadurch ergab sich ein fast ausgeglichener Warensaldo. 

Am 5. Juli 1985 ist die neue Regelung über den Swing 

im innerdeutschen Handel unterzeichnet worden. Da-
nach erhöht sich der zinslose Überziehungskredit, der 

1985 noch 600 Mill. DM beträgt, am 1. Januar 1986 auf 

850 Mill. DM. Das Abkommen hat eine Laufzeit von fünf 

Jahren. 

Ausblick 

Die gesamte Wirtschaftstätigkeit der DDR — Produk-

tion, Verwendung und Außenhandel — scheint sich ge-

genwärtig in einer „Wartephase" vor der Formulierung 

der Ziele des neuen Fünfjahrplans 1986 bis 1990 zu be-
finden. Die „Orientierungsziffern" für diesen Plan sind in-

zwischen den Ministern, Generaldirektoren der Kombi-

nate und Vorsitzenden der Räte der Bezirke übergeben 

worden. Bis August sollen dort die Entwürfe für den Fünf-

jahrplan ausgearbeitet werden. An den grundlegenden 

Vorstellungen — Wachstum durch Intensivierung — wird 

sich vermutlich nichts ändern. Es wird jedoch interessant 
sein, welche Grundlinien insbesondere für die Investi-

tionspolitik entwickelt worden sind. Der zu Ende gehende 

Fünfjahrplanzeitraum war durch eine Konzentration auf 

das Vorhandene gekennzeichnet: Nutzung heimischer 

Ressourcen, Modernisierung bestehender Anlagen. 
Damit ging eine größere Belastung der Umwelt und eine 

Verschlechterung der Wirkungsgrade einher. Techni-

scher Fortschritt läßt sich nur begrenzt durch die Rekon-
struktion alter Anlagen umsetzen. Eine langfristige 

Wachstumsstrategie auch unter Berücksichtigung von 
Umweltgesichtspunkten erfordert die Hinwendung zu 

einer wieder expansiven Investitionspolitik. 
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EG-Agrarpolitk: Mühsamer Weg aus der Krise 

Es ist offensichtlich nach wie vor außerordentlich 

schwierig, die Agrarpolitik der Europäischen Gemein-

schaft so umzuorientieren, daß sie aus ihrer dauerhaften 
Krise herauskommt. Das zentrale Problem besteht wei-

terhin in der Überschußsituation. Sie hat sich laufend ver-

schärft. Das drückt sich einerseits in den Versorgungs-

bilanzen aus: Erstmals ist im Jahre 1983 — jüngsten Be-

rechnungen aus dem Statistischen Amt der Europäi-

schen Gemeinschaft zufolge' — eine Selbstversorgung 

der Gemeinschaft sogar unter Berücksichtigung der um-

fangreichen Importe an Futtermitteln eingetreten. Ande-
rerseits ist die Überschußsituation auch an ihren hohen 

Kosten abzulesen. Exportsubventionen, Lagerkosten und 

Programme, die der Ankurbelung des Konsums innerhalb 
der Gemeinschaft dienen sollen, binden seit Jahren den 

größten Teil der EG-Einnahmen. 

Die schweren Haushaltsprobleme der EG in den Jah-

ren 1983 und 1984 waren in ihrem Kern auf diese Auf-

wendungen für eine fehlgeleitete Agrarpolitik zurückzu-

führen. In den Budgets für 1984 und für das gegenwär-

tige Haushaltsjahr beanspruchen die Ausgaben für die 

Agrarmarktordnungen und die Agrarstruktur mit 68 vH 

bzw. 70 vH mehr als zwei Drittel der Ausgabenansätze. 

Auch im Haushaltsplan für 1986 sind mit rund 21 Mrd. 

ECU die Agrarausgaben mit Abstand der größte Etat-
posten, wenngleich ihr Anteil mit rund 60 vH deutlich nie-

driger veranschlagt worden ist als in den Vorjahren. 
Strukturverbesserungen in der EG-Landwirtschaft wer-

den mit nur 0,9 Mrd. ECU gemeinschaftlich finanziert. In-

nerhalb der Marktordnungsausgaben dominieren wie in 

früheren Jahren die Ausgaben für Milch und Getreide, 

jene beiden Produktgruppen, bei denen zum Teil gravie-

rende Marktrestriktionen eingeführt worden sind. 

Die Absicht der Kommission, den Agrarteil des Etats 

von 1986 an nur noch mit einer jährlichen Rate von 
2,4 vH steigen zu lassen, ist zu begrüßen; allerdings sind 

die Folgen der Erweiterung der Gemeinschaft noch nicht 

berücksichtigt. Auch der Rat hat sich zu mehr Ausgaben-

disziplin in Form künftiger Vorabfestlegungen des jewei-
ligen Finanzrahmens verpflichtet. Aus bisheriger Erfah-

rung ist jedoch Skepsis angebracht, daß diese Haushalts-

disziplin, die in eine mittelfristige Finanzplanung 
einmünden könnte, auf Dauer eingehalten wird. Es ist 

daher zu befürchten, daß die zusätzlichen Einnahmen, 

die von 1986 an zur Verfügung stehen werden (Anhebung 

des Gemeinschaftsanteils an der Mehrwertsteuerbemes-

sungsgrundlage von 1 vH auf maximal 1,4 vH), erneut 

weitgehend für die Landwirtschaft beansprucht werden. 

Hohe indirekte Kosten 

Darüber hinaus verursacht die überhöhte Agrarproduk-

tion erhebliche externe Kosten, die sich freilich — anders 

als die Budgetbelastung — nicht quantifizieren lassen, 

aber dennoch immer stärker die Problematik einer Fort-
führung der bisherigen Agrarpolitik bestimmen. Dazu 

zählen, um nur die wichtigsten zu nennen, 

— die schädigenden Auswirkungen auf die Umwelt und 

— die störenden Einflüsse auf die Weltmärkte. 

Die Pflanzen- und Tierproduktion trägt heute erheblich 
zur ökologischen Belastung bei. Ehe die Landwirtschaft 

in die Phase intensivster Pflanzen- urld Tierproduktion 

eintrat, blieb sie — nicht immer bewußt, aber getragen 
von den Erfahrungen von Generationen — innerhalb der 

natürlichen Rahmenbedingungen. Zur Pflege und Erhal-

tung der Lebensgrundlagen gehörte z.B. die Duldung von 
„Nahrungskonkurrenz" auf der Fläche. Die modernen 

Produktionsweisen, die tendenziell auf Monokulturwirt-

schaft ausgerichtet sind, nutzen dagegen heute alle Mög-

lichkeiten, mit Hilfe der Chemie die Konkurrenten „ Un-

kraut" und tierische „Schädlinge" zu vernichten; so 

gründlich zu verdrängen, daß zahlreiche Insektenarten 

und — über die Nahrungskette — höhere Tierarten aus-

sterben oder vom Aussterben bedroht sind2. 

Im Kampf um Marktanteile verhält sich die Gemein-

schaft kaum weniger aggressiv als ihr Hauptkonkurrent, 

die USA. Waren in den siebziger Jahren die Interessen-

sphären der beiden Exporteure noch relativ klar abge-

grenzt, so versuchen sie seit etwa 1980, sich wechsel-

seitig von „angestammten" Märkten zu verdrängen. 

Beide Regionen haben in der Vergangenheit zweifellos 

große Fehler begangen, die die jetzigen handelspoliti-

schen Auseinandersetzungen auf den Agrarmärkten ein-

leiteten: Die zeitweiligen Exportbehinderungen der USA 

gegenüber der UdSSR und Polen haben die Getreideex-

porte verstärkt in Regionen des westeuropäischen Ab-

satzes gelenkt. Die Gemeinschaft ihrerseits hat sich in 
traditionellen Absatzregionen der USA (Mittelamerika) 

mit stark subventionierten Exporten engagiert. 

Insgesamt hat die Gemeinschaft zu lange gezögert, die 

Exportsubventionen zu senken und das Agrarpreisniveau 

stärker dem Weltmarktpreisniveau anzupassen. Die Kon-
frontation mit den USA wurde damit unvermeidbar. 

1 Vgl. Agra Europe Nr. 27/85 vom 8.7.1985. 
2 Doch nicht nur die Umweltbelastungen aufgrund intensiver 

Agrarproduktion (Gülleproblem in den Regionen intensiver Vieh-
zucht, Nitratauswaschungen in das Grundwasser in Gründland-
gebieten, Artenverarmung durch Monokulturen und Chemieein-
satz) haben stark zugenommen. Die Landwirtschaft selbst ist in 
zunehmendem Maße Opfer der Schadstoffemissionen aus Indu-
strie und Verkehr geworden. Das Waldsterben, das auch die 
Landwirtschaft stark betrifft, ist hier an erster Stelle zu nennen. 
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Divergierende Einkommensentwicklungen 
in der EG-Landwirtschaft 

Dennoch hat die EG-Agrarpolitik ihr Hauptziel — die 

Absicherung der landwirtschaftlichen Einkommen — für 

viele kleine und mittlere Betriebe sowie zahlreiche Re-

gionen nicht erreicht. Leider stehen nach wie vor nur un-

zureichende Indikatoren für einen intertemporalen und in-

terregionalen Vergleich der landwirtschaftlichen Ein-
kommen zur Verfügung3. Die gebräuchlichste Kennziffer 

ist die reale Nettowertschöpfung je Arbeitskraft. Ein 

Mangel dieses Indikators besteht darin, daß nur das land-
wirtschaftliche Einkommen berücksichtigt wird, obwohl 

zum Teil erhebliche Bestandteile des Familieneinkom-

mens über außerbetriebliche Erwerbstätigkeit erzielt 

werden. Dieser Anteil ist in der Bundesrepublik beson-
ders hoch. Fast die Hälfte der landwirtschaftlichen Be-

triebsinhaber bezieht außerlandwirtschaftliche Ein-

kommen. 

Für die Gemeinschaft insgesamt ist die reale Netto-
wertschöpfung je Arbeitskraft im Zeitraum 1973 bis 1984 

nach Berechnungen des Statistischen Amtes der Europä-

ischen Gemeinschaften verhältnismäßig stabil geblieben. 

Verfolgt man die Entwicklung jedoch in den einzelnen 

Mitgliedstaaten, so stellt man ein starkes Auseinander-

driften fest. Unverkennbar ist das Nord-Süd-Gefälle der 

landwirtschaftlichen Einkommensentwicklung. Däne-

mark liegt mit großem Abstand an der Spitze, gefolgt von 
Irland und den Benelux-Ländern. Italien und die Bundes-

republik weisen die ungünstigste Entwicklung 4, vor allem 

im Durchschnitt der letzten fünf Jahre, auf. 

Es bleibt abzuwarten, wie sich die neueren Marktre-

striktionen regional wie betriebsgruppenspezifisch auf 

die Einkommensverteilung auswirken werden. Die einzel-

betriebliche Quotierung der Milcherzeugung, die seit 

1. April 1984, dem Beginn des Milchwirtschaftsjahres 
1984/85, in der Gemeinschaft zur Begrenzung der Milch-

produktion angewandt wird, scheint nach ersten statisti-

schen Informationen gegriffen zu haben. Ziel war, die 

Milcherzeugung von ihrem hohen Niveau herunterzu-

steuern und der Nachfrage anzunähern. Die Milchanliefe-
rungen an die Molkereien haben in der Tat abgenommen, 

wenn auch die anzustrebende „Globalmenge" von rd. 

100 Mill. Tonnen immer noch um reichlich 20 vH über 

dem Inlandsverbrauch liegt5. Im Milchwirtschaftsjahr 

1984/85 ist die Milchanlieferung — bei national sehr un-

terschiedlichen Veränderungsraten — gegenüber dem 

Vorjahr um 5,1 Mill. auf 99,4 Mill. Tonnen zurückge-

gangen. Zu diesem Rückgang um 5 vH haben insbeson-

dere die Bundesrepublik (- 7,6 vH), Großbritannien 

(— 7,3 vH), Dänemark (— 6,5 vH) und die Niederlande 

(-6,1 vH) beigetragen; Frankreichs Bauern, die inner-
halb der EG mehr als ein Viertet der Milch an die Molke-

reien abliefern, haben ihre Lieferungen dagegen nur um 

2,7 vH reduziert. 

Um die Zielgröße für 1985/86 zu erreichen, muß die 

Milchablieferung insgesamt noch einmal um 1,2 vH ver-
mindert werden. Unter Berücksichtigung eines gewissen 

Quotenausgleichs für Irland, Nordirland, Luxemburg und 

Italien wird eine Gesamtmenge von 98,6 Mill. Tonnen an-

gestrebt. Auch die Erzeugung von Butter und Mager-
milchpulver ist deutlich zurückgegangen. Bei Mager-

milchpulver wirkt sich das — zusammen mit den forcier-

ten Drittlandsexporten in den vergangenen Monaten — in 

vergleichsweise niedrigen Lagerbeständen aus (Ende 

Juni: 0,38 Mill. Tonnen gegenüber 1 Mill. Tonnen vor 
einem Jahr). Die geringe Binnen- und Außennachfrage 

nach Butter hat dagegen bewirkt, daß trotz Produktions-

rückgangs die Lagerbestände wieder auf über eine Mil-

lion Tonnen angestiegen sind. Die Milchmarktpolitik ist 

demzufolge — trotz der restriktiven Quotenregelung auf 

der betrieblichen Ebene — nicht in der Lage, Markt-

gleichgewicht bei den kostspieligsten Überschußpro-

dukten Butter und Magermilchpulver herbeizuführen. Die 

Globalmenge in der Gemeinschaft müßte also noch 

weiter reduziert werden, um die Risiken und Kosten der 

Exportabhängigkeit abzubauen. 

Die zweite Produktgruppe, die erheblichen agrarpoliti-

schen Handlungsbedarf zur Verringerung der Über-

schüsse aufweist, ist Getreide. Die Kommission verfolgt 

seit einigen Jahren eine vorsichtige Preispolitik, gekop-

pelt mit einer Garantieschwellenregelung. Im Konsens 
aller Mitgliedstaaten ist 1984 vereinbart worden, daß die 

Interventionspreise zu senken sind, wenn im Vorjahr die 

festgelegte Garantiemenge der Getreideerzeugung über-

schritten wurde. 

Eben dieser Vereinbarung widersetzte sich die Bun-
desregierung, als sie mit ihrem Veto die von der Kommis-

sion vorgeschlagene und von allen Mitgliedstaaten ak-

zeptierte Senkung der Interventionspreise um 1,8 vH zu-

nächst verhindertes. 

Die Getreideproduktion hat im Wirtschaftsjahr 1984/85 

die Garantieschwelle vermutlich wiederum überschritten. 

3 Auf diese Problematik ist bereits früher im Wochenbericht 
näher eingegangen worden. Die dort vorgebrachten Vorbehalte 
gegen bestimmte Einkommensindikatoren gelten nach wie vor. 
Vgl.: Vor einer agrarpolitischen Neuorientierung in der Europäi-
schen Gemeinschaft? Bearb.: Peter Hrubesch. In: Wochenbe-
richt des DIW, Nr. 11/1984. 

4 Eurostat: Entwicklung der landwirtschaftlichen Einkom-
mensindikatoren 1973-1984. Luxemburg, 20.2.1985. 

5 Vgl. Zentrale Markt- und Preisberichtstelle für Erzeugnisse 
der Land-, Forst- und Ernährungswirtschaft GmbH:,Europamarkt 
— Milch, Butter, Käse. 21. Jg. Nr. 5/6 vom 1.7.85, S. 6. 

6 Die Kommission hatte daraufhin bekanntlich per Verwal-
tungsakt einen preisbeschlußlosen Zustand und die damit ver-
bundene Unsicherheit im Getreidehandel durch eine 
1,8 prozentige Preissenkung verhindert. Da der Ministerrat sich 
auch Mitte Juli nicht über gemeinsame Getreidepreise hat ei-
nigen können, wird die Kommissionsregelung für das Getreide-
wirtschaftsjahr 1985/86 beibehalten. Den deutschen Landwirten 
ist ein Teilausgleich für die 1,8 prozentige Preissenkung in Aus-
sicht gestellt worden. 
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Auch für das gerade begonnene Wirtschaftsjahr ist — 

normale Witterungsverhältnisse vorausgesetzt — mit 

einer überdurchschnittlichen Getreideernte zu rechnen. 
Deutliche Preissignale sind in dieser Situation unver-

zichtbar. Was zu befürchten war, beginnt sich abzu-

zeichnen: Die Futterflächen der quotenregulierten Milch-

produktion werden teilweise für andere Bereiche — wie 

Getreide- und Rapsanbau — genutzt und verstärken hier 
den Druck auf die Märkte. 

Die Landwirtschaft — zumindest in der Bundesrepu-

blik — scheint sich mit der Einführung von Produktions-

quoten für Milch abgefunden zu haben. Der Ruf nach wei-

teren dirigistischen Eingriffen, mit denen der Zwang zur 
Anpassung an die Markterfordernisse umgangen werden 

soll, ist deutlich zu hören: Um die Getreideüberschüsse 
ohne Preisabschlag loszuwerden, wird von Bauernver-

band und Landwirtschaftsministerium Beimischungs-

zwang zu den Futtermischungen vorgeschlagen. Offi-

ziellen Angaben zufolge könnten die angestrebten „ Min-
destanteile" im Kraftfutter bei 30 vH liegen. Bei dieser 

Quote wäre allein in der Bundesrepublik ein erzwungener 

Mehrverbrauch der Landwirtschaft von schätzungsweise 

3 Mill. Tonnen Getreide zu erzielen. Allerdings wirft der 

Beimischungszwang vielfältige Probleme auf. 

Nationale Egoismen weiterhin ungebrochen 

Die Einstufung einer 1,8 prozentigen Getreidepreissen-

kung zur lebenswichtigen Frage für die Bundesrepublik 
Deutschland, wie sie das Veto des deutschen Landwirt-

schaftsministers darstellt, hat eine lebhafte Diskussion 

darüber ausgelöst, wohin die integrationspolitischen Ab-

sichten der Bundesregierung bei allen pro-europäischen 

Lippenbekenntnissen tendieren können. Gerade durch 

diesen Schritt — er fiel zeitlich zusammen mit der Unter-
zeichnung der Beitrittsverträge der EG mit Spanien und 

Portugal — wurde deutlich, daß auch in der Bundesrepu-

blik nationale Egoismen zum Ausbruch kommen. Es sei 

an dieser Stelle daran erinnert, daß auch in den frühen 

sechziger Jahren die Bundesrepublik es war, die bei der 

Festsetzung des Getreidepreisniveaus die deutschen In-

teressen durchgesetzt und damit bewirkt hatte, daß das 

gesamte Agrarpreisniveau einschließlich des Außen-

schutzes zu hoch fixiert wurde. 

Außerdem ist es inzwischen zum Prinzip geworden, 

daß die gemeinsame Agrarpolitik immer dann unterlaufen 
wird, wenn die Beschlüsse den eigenen Vorstellungen 

zuwiderlaufen. Mit anderen Worten: Was in Brüssel nicht 
zu holen ist, wird im Agrarbereich durch nationale Maß-

nahmen und Subventionen ausgeglichen. Jüngstes Bei-

spiel in der EG-Agrarpolitik sind die Steuervergünsti-

gungen für die deutsche Landwirtschaft, die bis zum Jahr 

1991 in Höhe von rd. 22 Mrd. DM für den Abbau des Wäh-

rungsausgleichs gewährt werden. 

Nachwachsende Rohstoffe — ein Ausweg? 

Das Dilemma zwischen maximaler Agrarproduktion 

und den Grenzen der ökologischen Belastbarkeit dringt 

zunehmend ins Bewußtsein der Öffentlichkeit. Die Land-
wirtschaft glaubt, mit der Idee, die Agrarflächen verstärkt 

zur Produktion industrieller Rohstoffe aus dem Nahrungs-

und Nicht-Nahrungsbereich (Biorohstoffe) einzusetzen, 
den „deus ex machina" gefunden zu haben. Sie ver-

spricht sich von einer Änderung der Produktionsstruktur 

in Richtung agrarische Energieträger in erster Linie die 

Lösung des Überschußproblems bei gleichzeitiger Ein-

kommensgarantie. Im Hintergrund dieser Überlegungen 

steht die Hoffnung, daß sich an der Agrarpreis- und 

Marktpolitik nichts ändert, so daß — unter Beibehaltung 
der Preisgarantien und annähernd gleich hoher Subven-

tionierung der Gesamterzeugung — ein schmerzloser 

Substitutionsprozeß von der Nahrungsproduktion zur 

Produktion von chemischen Rohstoffen vollzogen werden 
kann. In der bisherigen Diskussion stehen sich Befür-

worter und Gegner einer raschen Einführung der Bioroh-

stoffe gegenüber. Während von landwirtschaftsnaher 

Seite die Perspektiven eher optimistisch dargestellt 
werden, weisen die Skeptiker auf zahlreiche ungelöste 
Fragen eines unter gesamtwirtschaftlichen Aspekten ren-

tablen Einsatzes hin. 

Zentrales Problem sind die Agrarmarktordnungen, zu 

denen Biorohstoffe ja erfolgreich in Wettbewerb treten 

müssen, wenn ihre Produktion in dem großflächigen 

Anbau geschehen soll, den eine industrielle Verarbeitung 

erfordert. Schon heute verhindert beispielsweise die 

Zuckermarktordnung, daß der Überschußzucker („C-

Zucker"), der bekanntlich zu Weltmarktbedingungen ex-
portiert werden muß, in der chemischen Industrie zu den 

niedrigen Weltmarktpreisen Verwendung finden kann. 

Ein weiteres Problem sind die Energiepreise; so gehen 
fast alle Vorstudien zur Einführung des Bioethanols als 

Substitut für Benzin von kräftig steigenden Erdölpreisen 

aus. Je höher der Preis für Erdöl angesetzt wird, desto 

leichter gerät die Biospritproduktion in die Zone der Ren-
tabilität. Diese Wettbewerbskonstellation ist auf abseh-

bare Zeit unrealistisch: Zum gegenwärtigen Zeitpunkt, in 

dem die OPEC völlig uneins über die künftige 

Produktions- und Preisgestaltung ist und die Preisten-

denz — abgesehen von Dollarschwankungen — seit 

1981 nach unten weist7, haben die Biorohstoffe, soweit 

sie der Alkoholerzeugung dienen sollen, wenig Wettbe-

werbschancen. Es muß auch berücksichtigt werden, daß 
unter mitteleuropäischen Klimabedingungen die Photo-

synthese eine erheblich niedrigere Produktivität aufweist 

als etwa in tropischen und subtropischen Zonen. Ver-

gleiche mit Brasilien und den USA können daher nicht 

ohne weiteres angestellt werden. 

7 Vgl.: Perspektiven der Ölpreisentwicklung. Bearb.: Manfred 
Horn. In: Wochenbericht des DIW, Nr. 28/1985. 
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Es kommt hinzu, daß sich im Energiebereich einmal 

langfristige Einsparungstendenzen durchgesetzt haben, 

zum anderen Forschung und Entwicklung sich verstärkt 

Formen dezentraler Energieerzeugung zuwenden 

müssen. Für diese Teilbereiche bestehen erhebliche Po-
tentiale, die gleichzeitig mit der intensiven Forschung im 

Biomassebereich erschlossen werden können. Der Bio-

masse erwächst also auch hier Konkurrenz. 

Über die Fragen der Wettbewerbsfähigkeit für Bioener-

gie hinaus, die aus heutiger Sicht sehr skeptisch zu beur-

teilen ist, tauchen im engeren landwirtschaftlichen Be-
reich ungeklärte Probleme auf. Als Beispiel sei nur er-

wähnt, daß sich die bekannte Problematik im Anbau von 
Monokulturen noch verstärkt, wenn Pflanzen, Boden und 

Grundwasser für den rentablen industriellen Einsatz 

Höchsterträge abgerungen werden müssen. Nur durch 

eine Einbettung der „ neuen" Agrarprodukte in die ökolo-

gischen Zusammenhänge ließe sich vermeiden, daß be-

reits begangene Fehler wiederholt oder sogar noch ver-

stärkt werden. 

Unterbleibt diese Einbettung in die natürlichen Kreis-

laufvorgänge, die gerade für die Biomasse-Produktion er-

forderlich ist, so werden auch hier Nutzungseinschrän-

kungen unvermeidlich sein. Die Vertretung der westdeut-
schen Landwirtschaft hat ihre Position bereits dargelegt: 

Aus der Erkenntnis heraus, daß „mit dem Naturgut 

Boden ... in Zukunft sorgsamer umgegangen werden" 

müsse$, wird u.a. gefordert, daß dieser sorgsame Um-

gang — z.B. in der Form von Nutzungseinschränkungen 

— den Landwirten finanziell zu entgelten sei. Ohne we-

sentliche Verbesserung der Chancen für den Biomasse-
anbau eröffnete sich hier ein neues Subventions- und Re-

gulierungspotential. 

Strukturwandel unverzichtbar 

Bei der künftigen Gestaltung der Agrarpolitik hat sich 

die EG-Kommission im wesentlichen von zwei Strategien 

leiten lassen: einer stärker dirigistischen Marschroute in 
Form von Produktionsquoten und einer Politik der markt-

wirtschaftlichen Signale in Form von vorsichtigen Preis-

anhebungen, z.T. Preissenkungen. 

Die jüngsten Erfahrungen mit der Festlegung der Er-
zeugerpreise für das Überschußprodukt Getreide zeigen, 

daß nicht alle Mitgliedstaaten der marktwirtschaftlichen 

Linie zu folgen bereit sind, auch wenn sie im übrigen das 

marktwirtschaftliche Konzept verfolgen. Es wäre unter Ef-

fizienzgesichtspunkten dennoch verfehlt, wenn sich die 
Kommission stärker in die Richtung des dirigistischen In-

strumentariums drängen ließe. Statt dessen müssen die 

Marktsignale verstärkt werden. Es führt daher auf längere 

Sicht kein Weg am fortschreitenden Strukturwandel in 

der Landwirtschaft vorbei. Zwar wird schon die demo-

graphische Entwicklung in vielen Gemeinschaftsländern 

— ohne daß eine Verdrängungspolitik betrieben werden 

muß — zur deutlichen Reduzierung des Arbeitskräftebe-
stands und der Zahl landwirtschaftlicher Unternehmer 

beitragen. Dieser Prozeß muß aber noch beschleunigt 

werden. Nicht in allen Mitgliedstaaten ist die Alterssiche-

rung der Landwirte so günstig geregelt wie in der Bundes-
republik. Es sollte daher die Abwanderung EG-weit finan-

ziell unterstützt werden. Durch stärkere Einbeziehung 

des Europäischen Sozialfonds in diese Komponente 

einer aktiven Agrarpolitik, etwa durch Mitfinanzierung von 
Betriebsaufgaberenten, vorgezogene Pensionierung, 

personengebundene Einkommensübertragungen bei der 

Freisetzung von Flächen für ökologische Rehabilitation 

könnte der Anpassungsdruck sozial erträglich gemacht 

werden. 

Allerdings ist auch zu fordern, daß die direkte Förde-

rung von Investitionen in Produktionsbereiche, die Über-

schüsse erzeugen (z.B. Bau von Rinder- und Schweine-

ställen), generell unterbleibt und daß verbilligte Agrar-

kredite nicht ebenfalls zu weiteren Fehlinvestitionen 

führen. 

Wie mühsam es ist, die Agrarpolitik in eine mehr an 

marktwirtschaftlichen Prinzipien orientierte Richtung zu 

lenken und dabei auch die schwierige Lage der von der 
Agrarstruktur benachteiligten Landwirte einzubeziehen, 

zeigen die Auseinandersetzungen schon im Vorfeld der 
Präsentation des „Grünbuches" Mitte Juli, mit dem die 

EG-Kommission der Agrarpolitik neue Impulse verleihen 

möchte. Es wäre zu begrüßen, wenn sich die Vorschläge 

zu einer marktgerechteren Preispolitik und zu einer Stär-

kung sozial- und strukturpolitischer Instrumente durch-

setzen könnten. Insbesondere sollte die verstärkte Frei-
setzung von Ressourcen aus der Agrarproduktion nicht 

länger tabu sein. 

8 Strategiepapier des Deutschen Bauernverbandes. Agra Eu-
rope Nr. 27!85, Sonderbeilage S. 5. 
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